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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Oktober 1958 

12 — 65304 — 4176/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Zolltarifgesetzes und des 
Deutschen Zolltarifs 1959*) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Auf den Zusammenhang zwischen der Senkung der Zollsätze 
für Kaffee und Tee und der entsprechenden Erhöhung der 
Kaffeesteuer und der Teesteuer darf hingewiesen werden, da 
das Zolltarifgesetz und die Gesetze zur Änderung des Kaffee- 
steuergesetzes und des Teesteuergesetzes gleichzeitig am 
1. Januar 1959 in Kraft treten sollen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 24. Oktober 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 


*) als Sonderdruck verteilt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Entwurf eines Zolltarifgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Zolltarif im Sinne des § 49 Abs. 1 des Zollgeset- 
zes vom 20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 529) ist 
der nachstehende Zolltarif. 

§ 2 

Soweit die Zollsätze des nachstehenden Zoll- 
tarifs niedriger sind als die tarifmäßigen Zollsätze 
im Deutschen Zolltarif 1958 (Bundesgesetzbl. 1957 
I S. 1397), ist der Unterschied zwischen diesen Zoll- 
sätzen auch im Sinne von Artikel 15 Abs. 1 des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft vom 25. März 1957 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 766) ausgesetzt; das gilt nicht, soweit 
die Zollsätze für Waren aus dem freien Verkehr 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft auf Grund einer Verpflichtung nach 
Artikel 14 des Vertrages herabgesetzt sind. Die 
Bundesregierung kann, nachdem dem Bundesrat Ge- 
legenheit zur Stellungnahme binnen zwei Wochen 
gegeben worden ist, mit Zustimmung des Bundes- 
tages durch Rechtsverordnung Aussetzungen von 
Zollsätzen nach Satz 1 aus wirtschaftlichen Grün- 
den ganz oder teilweise rückgängig machen. 

§ 3 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, bei 
Zolltarifänderungen auf Grund des Artikels 3 des 
Gesetzes zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 
27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 753) gleichzei- 
tig durch Rechtsverordnung 

1. die Jahresbezeichnung des nachstehenden 
Zolltarifs zu ändern, 

2. die Zollsätze bei Zollsatzsenkungen auf 
volle Zahlen nach unten und bei Zollsatz- 
anhebungen auf volle Zahlen nach oben 
abzurunden. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung den Wortlaut der 
Verbrauchsteuergesetze und der dazu erlassenen 
Durchführungsverordnungen dem Wortlaut des 
nachstehenden Zolltarifs in der jeweils geltenden 
Fassung anzupassen. 

§ 4 

In § 1 des Sechsten Gesetzes zur Änderung des 
Zolltarifs (Durchführung des Gemeinsamen Mark- 
tes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl) vom 24. November 1955 (Bundesgesetzbl, I 


S. 728) in der Fassung des § 3 des Zolltarifgesetzes 
vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1395) treten 
in Absatz 1 an die Stelle der Worte „des Zolltarifs 
von 1958 (Bundesgesetzbl. 1957 I S. 1395)“ die 
Worte „des Zolltarifs". 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 7 

(1) § 1 dieses Gesetzes tritt am 1. Januar 1959 
in Kraft; die übrigen Bestimmungen dieses Gesetzes 
und die in dem nachstehenden Zolltarif enthaltenen 
Ermächtigungen treten am Tage nach der Verkün- 
dung dieses Gesetzes in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 1958 treten 
außer Kraft: 

1. § 108 des Zollgesetzes vom 20. März 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 529) in der Fassung 
des Fünften Zolländerungsgesetzes vom 
27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1671) 
und des Gesetzes über die Ausfuhrzoll- 
liste vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1673); 

2. das Zolltarifgesetz und der Zolltarif vom 
27. Juli 1957 (Deutscher Zolltarif 1958) 
(Bundesgesetzbl. I S. 1395, 1397); 

3. die auf Ermächtigungen im Zolltarif- 
gesetz vom 27. Juli 1957 und in der An- 
merkung 5 g zu Tarifnummer 27.10 des 
Deutschen Zolltarifs 1958 beruhenden 
Rechtsverordnungen; 

4. die auf der Ermächtigung in § 49 Abs. 2 
Nr. 1 und 3 des Zollgesetzes vom 
20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 529) 
in der Fassung des Fünften Zolländerungs- 
gesetzes vom 27. Juli 1957 beruhenden 
Rechtsverordnungen zur Änderung des 
Deutschen Zolltarifs 1958; 

5. die auf der Ermächtigung des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs 
(Durchführung des Gemeinsamen Mark- 
tes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl) vom 24. November 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 728) in der Fassung 
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des § 3 des Zolltarifgesetzes vom 27. Juli 
1957 beruhenden Rechtsverordnungen zur 
Änderung des Deutschen Zolltarifs 1958; 

6. die Verordnung über die vertragsmäßige 
Zollbehandlung als Saatgut anerkannter 
Kartoffeln (Nummer 07.01 Absatz F des 


Zolltarifs) vom 20. Dezember 1957 (Bun- 
desgesetzbl. 1958 I S. 1); 

7. die Verordnung über die vertragsmäßige 
Zollbehandlung von Gemüsesamen (Num- 
mer 12.03 des Zolltarifs) vom 20. Dezem- 
ber 1957 (Bundesgesetzbl. 1958 I S. 2). 


Begründung 


Im allgemeinen 

I. 

Die Europäische Zollunion — Der Deutsche 
Zolltarif 1959 

1. Am 1. Januar 1958 sind die am 25. März 1957 
in Rom Unterzeichneten Verträge zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft (BGBl. 1957 II S. 753) in 
Kraft getreten. Der Gemeinsame Markt wird in 
einer Übergangszeit von 12 bis 15 Jahren schritt- 
weise verwirklicht. 

2. Die Verträge verpflichten die Mitgliedstaaten 
mit Wirkung ab 1. Januar 1959 zu umfangreichen 
zolltariflichen Maßnahmen, die in dem vorliegen- 
den Entwurf des Deutschen Zolltarifs 1959 durch- 
geführt sind. Der Deutsche Zolltarif 1959 muß des- 
halb am 1. Januar 1959 in Kraft treten. 


A. Verpflichtungen aus dem Vertrage zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft haben ab 1. Januar 1959 untereinander 
für jede Ware einen Zollsatz in Kraft zu setzen, 
der um 10°/o unter dem Ausgangszollsatz - — d. i. 
der am 1. Januar 1957 angewandte Zollsatz ■ — liegt 
(Artikel 14 EWG-Vertrag). Der Deutsche Zolltarif 
1959 verwirklicht die erste Herabsetzung der deut- 
schen Zölle für Waren aus der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft. 

B. Verpflichtungen aus dem Vertrage zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft (Euratom) 

Die Mitgliedstaaten haben ab 1. Januar 1959 die 
Einfuhrzölle für die in den Listen A 1 und A 2 und 
— unter bestimmten Voraussetzungen — auch für 
die in der Liste B genannten Güter und Erzeugnisse 
auf einmal zu beseitigen (Artikel 93 Euratom- 
Vertrag). Außerdem haben die Mitgliedstaaten ab 
1. Januar 1959 für die Waren der Listen A 1 und A 2 
aus dritten Ländern einen Gemeinsamen Zolltarif 
aufzustellen (Artikel 94 Euratom- Vertrag). Der 
DeutscheZolltarif 1959 verwirklicht dementsprechend 
den Gemeinsamen Markt auf dein Kerngebiet, so- 
weit es nach dem Stand der Arbeiten am 1. Juni 1958 
möglich ist. 


II. 

Die Gesetzgebung zur zolltariflichen 
Neuordnung 

1. Die Bundesregierung ist durch Artikel 3 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes zu den Verträgen vom 25. März 
1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemein- 
schaft vom 27. Juli 1957 (BGBl. II S. 753) ermächtigt, 
mit Zustimmung des Deutschen Bundestages durch 
Rechtsverordnung den Zolltarif nach Maßgabe der 
Bestimmungen des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft insoweit zu 
ändern, als die Bundesrepublik Deutschland die 
zwischen den Mitgliedstaaten geltenden Zolle ab- 
zubauen hat. Die Bundesregierung ist durch Arti- 
kel 3 Abs. 1 Nr. 2 des Vertragsgesetzes weiterhin 
ermächtigt, mit Zustimmung des Deutschen Bundes- 
tages durch Rechtsverordnung die Verpflichtungen 
aus den Artikeln 93, 94 und 95 des Euratom-Ver- 
trages zu erfüllen. Die Ermächtigung in Artikel 3 
des Vertragsgesetzes setzt die Bundesregierung mit- 
hin grundsätzlich instand, ihren zolltariflichen Ver- 
pflichtungen aus den Verträgen vom 25. März 1957 
mit Zustimmung des Deutschen Bundestages durch 
Rechtsverordnung nachzukommen. 

2. Die Bundesregierung kann jedoch von dieser 
Ermächtigung bei der ersten Zollherabsetzung aus 
folgenden Gründen keinen Gebrauch machen: 

a) Der Zollabbau und der Gemeinsame Markt auf 
dem Kerngebiet verlangen eine Umgestaltung der 
Zollsatzspalten des Deutschen Zolltarifs -1958. 

b) Es kommt hinzu, daß das Zolltarifgesetz vorn 
27. Juli 1957 (BGBL I S. 1395) in seinen §§ 1 bis 3 
ausdrücklich auf den Deutschen Zolltarif 1958 Bezug 
nimmt. Auch die Ermächtigungen des Zolltarif- 
gesetzes von 1957 beziehen sich auf den Deutschen 
Zolltarif 1958. Ferner ändert das Zolltarifgesetz von 
1957 das Sechste Gesetz zur Änderung des Zoll- 
tarifs — Durchführung des Gemeinsamen Marktes 

■ der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 

| Stahl — nur im Hinblick auf den Deutschen Zoll- 
tarif 1958. Schließlich wird der Name „Deutscher 
Zolltarif 1958" unzutreffend. Alle diese — gesetz- 
lich festgelegten — Bestimmungen müssen nun- 
mehr auf den im Entwurf vorliegenden Zolltarif 
umgestellt werden. Das kann nicht durch eine 
Rechtsverordnung geschehen. Der Deutsche Zoll- 
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tarif 1958 ist deshalb im Rahmen eines neuen Zoll- 
tarifgesetzes durch den Deutschen Zolltarif 1959 zu 
ersetzen. 

III. 

Die Zollsatzlage im Deutschen Zolltarif 1959 

Der Deutsche Zolltarif 1959 ändert die Zollsätze 
des Deutschen Zolltarifs 1958 nur in dem durch die 
Verträge zur Errichtung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft vorgeschriebenen Umfang. Im übrigen 
behält also der Deutsche Zolltarif 1959 grundsätzlich 
die Höhe der angewandten Zollsätze des Deutschen 
Zolltarifs 1958 bei (Ausnahmen siehe „Im einzelnen" 
Abschnitt II Buchstabe A Abs. 6 und Buchstabe D 
Nrn. 5-7). 


Im einzelnen 

I. 

Zum Zolltarifgesetz 

Zu § 1 

Die Vorschrift stellt die Verbindung zwischen dem 
mit diesem Zolltarifgesetz in Kraft gesetzten Zoll- 
tarif und dem Zollgesetz vom 20. März 1939 her. 

Zu § 2 

1. Die Vorschrift hat eine doppelte Bedeutung: 

a) Innerstaatlich 

Durch die Fortentwicklung des Zolltarifs ist 
an die Stelle der bisherigen Zollsatzspalten 
„tarifmäßiger Zollsatz" und „zeitweiliger Zoll- 
satz" je eine Zollsatzspalte für Waren aus den 
Gemeinschaften und für Waren aus anderen 
Ländern getreten. 

Es kann notwendig werden, ermäßigte oder 
aufgehobene Zollsätze aus wirtschaftlichen 
Gründen in beiden Zollsatzspalten des Deut- 
schen Zolltarifs 1959 wieder anzuheben. Als 
obere .Grenze für Zollanhebungen empfiehlt 
sich die Höhe der Zollsätze vor den konjunk- 
turpolitischen Zollsenkungen; das sind im all- 
gemeinen die tarifmäßigen Zollsätze des Deut- 
schen Zolltarifs 1958. Für die Zollanhebungen 
sieht der Satz 2 der Vorschrift eine Ermächti- 
gung der Bundesregierung vor, die der im 
Deutschen Zolltarif 1959 nicht mehr anwend- 
baren Ermächtigung in § 49 Abs. 2 Nr. 1 letz- 
ter Halbsatz des Zollgesetzes entspricht. 

b) Zwischenstaatlich — EWG — 

Die Bundesrepublik Deutschland stellt durch 
die Vorschrift fest, daß der Unterschied zwi- 
schen den tarifmäßigen Zollsätzen im Deut- 
schen Zolltarif 1958 und den Zollsätzen des 
Deutschen Zolltarifs 1959, die niedriger sind, 
als sie nach den Zollsenkungsvorschriften in 


Artikel 14 des EWG- Vertrages sein müßten, 
im Sinne des Artikels 15 Abs. 1 des EWG- 
Vertrages ausgesetzt ist. Die Vorschrift schafft 
damit die Voraussetzung dafür, daß den Mit- 
gliedstaaten und der Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft die Ausset- 
zung der Zollsätze notifiziert werden kann. 
Damit ist mit Wirkung gegenüber der EWG 
die Möglichkeit der Wiederanhebung der Zoll- 
sätze bis zu der durch Artikel 14 EWG- Ver- 
trag festliegenden Zollhöhe sichergestellt. 

2. Die Bundesregierung kann auf Grund dieser Vor- 
schrift aus wirtschaftlichen Gründen mit Zustim- 
mung des Bundestages durch Rechts Verordnung 
| gegenüber Nichtmitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft die Zollsätze des Deut- 
schen Zolltarifs 1959 bis zur Höhe der tarifmäßigen 
Zollsätze des Deutschen Zolltarifs 1958 festsetzen. 
Soweit die Zollaussetzung im Sinne des Artikels 15 
Abs. 1 EWG-Vertrag notifiziert ist, kann die Bun- 
desregierung durch die gleiche Rechts Verordnung 
die Zollsätze des Deutschen Zolltarifs 1959 gegen- 
über den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft bis zu der durch den Zollabbau 
jeweils erreichten Zollhöhe nach Artikel 14 EWG- 
Vertrag, die immer unter der Höhe der tarifmäßigen 
Zollsätze des Deutschen Zolltarifs 1958 liegt, fest- 
setzen. 

Zu § 3 Abs. 1 Nr. 1 

| 1. Während der Übergangszeit zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäischen 
Atomgemeinschaft in den nächsten 12 bis 15 Jahren 
wird der Zolltarif wiederholt umfassend geändert 
: werden. Das kann künftig mit Zustimmung des 
! Deutschen Bundestages durch Rechtsverordnung 
! der Bundesregierung geschehen auf Grund der Er- 
mächtigung in Artikel 3 des Gesetzes zu den Ver- 
trägen vom 25. März 1957 zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft. Für Wirtschaft und 
Verwaltung und für die Gerichte ist es erwünscht, 
den Zolltarif in seiner jeweils geltenden Fassung 
durch eine Kurzbezeichnung anführen zu können. 

2. Es erscheint deshalb zweckmäßig, die bisherige 
Übung beizubehalten und den im Entwurf vorlie- 
genden Zolltarif mit dem Jahr, in dem er in Kraft 
tritt — und später jeweils mit dem Jahr, in dem 
seine Änderungen auf Grund der Verträge vom 
25. März 1957 wirksam werden — zu bezeichnen. 
Der Zolltarif, der mit dem als Entwurf vorliegenden 
Zolltarifgesetz in Kraft tritt, wird deshalb näherhin 
als „Deutscher Zolltarif 1959" bezeichnet. Da diese 
Bezeichnung gesetzlich festgelegt wird, könnte sie 
ohne besondere Ermächtigung nach dem Inkraft- 
treten des Zolltarifgesetzes nur durch ein Gesetz ge- 
ändert werden. Deshalb sieht § 3 Abs. 1 Nr. 1 des 
vorliegenden Gesetzentwurfes vor, dem Zolltarif 
durch Rechtsverordnung die jeweils zutreffende 
Jahresbezeichnung zu geben. Diese Ermächtigung 
erspart besondere Gesetze, die allein wegen der 
jeweiligen Namensänderung des Zolltarifs erforder- 
lich wären. Sie dient damit der Entlastung der 
gesetzgebenden Körperschaften. 
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Zu § 3 Abs. 1 Nr. 2 

1. Die Vorschrift soll die Bundesregierung in die 
Lage versetzen, durch die Rechts Verordnungen auf 
Grund des Artikels 3 des Gesetzes zu den Verträgen 
vom 25. März 1957 die neuen Zollsätze zur Verein- 
fachung der Verwaltungspraxis auf volle Zahlen 
abzurunden. Es würde für den Zollabfertigungs- 
dienst zu einer erheblichen Arbeitsvermehrung und 
Erschwerung der Zollabfertigung führen, wollte man 
bei den Zollsätzen Dezimalstellen zulassen. Zoll- 
sätze mit Dezimalstellen ergäben sich bei der weit- 
aus überwiegenden Zahl von Zollsätzen zwangs- 
läufig durch den stufenweise jeweils 10°/oigen Zoll- 
abbau (Artikel 14 des EWG- Vertrages) und durch 
die jeweils 30%ige Anhebung von Zollsätzen zur 
Angleichung des Deutschen Zolltarifs an den EWG- 
Außentarif (Artikel 23 des EWG-Vertrages). Ob die 
Abrundung nach unten oder nach oben erfolgt, 
ergibt sich zwingend aus dem Vertrag selbst: 

a) Bei Zollsenkungen schreibt der Vertrag das 
Minimum der Senkung vor. Eine Abrundung 
nach oben unterschritte dieses Minimum und 
ist deshalb nicht zulässig. Es kann also in 
diesen Fällen nur nach unten abgerundet 
werden. 

b) Bei Zollanhebungen ist umgekehrt die An- 
hebung minimal begrenzt. Sie darf nicht unter- 
schritten werden. Es kann in diesen Fällen nur 
nach oben abgerundet werden. 

2. Die Vorschrift erspart jeweils ein Gesetz, das 
sonst gleichzeitig mit den Rechtsverordnungen nach 
Artikel 3 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 erforderlich wäre. Sie entlastet die 
gesetzgebenden Körperschaften. 

Zu § 3 Abs. 2 

In Verbrauchsteuergesetzen und dazu erlassenen 
Durchführungsverordnungen wird auf den Deut- 
schen Zolltarif 1958 Bezug genommen. Die Vor- 
schrift soll die Möglichkeit gelben, diese Bezug- 
nahme auf den im Entwurf vorliegenden Zolltarif 
in seiner jeweils geltenden Fassung umzustellen. 
Auch diese Ermächtigung erspart besondere Gesetze 
und dient der Entlastung der gesetzgebenden 
Körperschaften. 

Zu § 4 

Die Vorschrift entspricht der Fassung des § 49 Abs. 1 
des Zollgesetzes. Sie erspart künftig anläßlich der 
Zolltarifänderungen auf Grund des Artikels 3 des 
Gesetzes zu den Verträgen vom 25. März 1957 
besondere Gesetze zur Anpassung des § 1 Abs. 1 
des Sechsten Gesetzes an die geänderten Zolltarife, 
weil die jetzt gewählten Worte „des Zolltarifs" nur 
den jeweils geltenden Zolltarif meinen können. Die 
Vorschrift dient ebenfalls der Entlastung der gesetz- 
gebenden Körperschaften. 

Zu § 5 

Die Vorschrift stellt die Geltung des Gesetzes und 
der auf Grund dieses Gesetzes zu erlassenden 
Rechtsverordnungen im Land Berlin sicher. 


Zu § 6 

Die Bundesrepublik Deutschland hat gemäß Kapitel II 
des Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik zur Regelung 
der Saarfrage vom 27. Oktober 1956 (BGBl. II S. 1587) 
während der Übergangszeit keine Gesetzgebungs- 
kompetenz hinsichtlich der in diesen Bestimmungen 
des Saarvertrages genannten Gegenstände, insbe- 
sondere hinsichtlich der Zölle und des Außenhan- 
dels. Deshalb wurde die negative Saarklausel auf- 
genommen. 

Zu § 7 Abs. 1 

§ 1 des Gesetzes und damit der Deutsche Zoll- 
tarif 1959 soll am 1. Januar 1959 in Kraft treten. 
Das vorzeitige Inkrafttreten der übrigen Bestim- 
mungen des Gesetzes soll die Möglichkeit schaffen, 
— falls erforderlich — ■ bereits in der Zwischenzeit 
mit Zustimmung des Deutschen Bundestages Rechts- 
verordnungen mit Wirkung vom 1. Januar 1959 zu 
erlassen. 

Zu § 7 Abs. 2 

Die Vorschrift soll klarstellen, daß am 31. Dezem- 
ber 1958 nicht nur § 108 des Zollgesetzes, das 
Zolltarifgesetz und der Zolltarif vom 27. Juli 1957, 
sondern auch die Rechtsverordnungen außer Kraft 
treten, die auf Ermächtigungen im Zolltarifgesetz 
vom 27. Juli 1957 und in der Anmerkung 5 g zu 
Tarifnummer 27.10 des Deutschen Zolltarifs 1958 
beruhen. Sie soll ferner klarstellen, daß auch die 
Rechtsverordnungen zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1958 — auf Grund der Ermächtigung in 
§ 49 Abs. 2 Nr. 1 und 3 des Zollgesetzes und auf 
Grund der Ermächtigung des Sechsten Gesetzes zur 
Änderung des Zolltarifs (Durchführung des Gemein- 
samen Marktes der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl) — und die in den Nummern 6 
und 7 der Vorschrift genannten Verordnungen, die 
sich auf den Deutschen Zolltarif 1958 beziehen, am 
31. Dezember 1958 außer Kraft treten. 

II. 

Zum Deutschen Zolltarif 1959 

A. Verpflichtungen aus dem Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 

1. Der am 1. Januar 1958 in Kraft getretene 
Deutsche Zolltarif 1958 baut auf dem Brüsseler 
Zolltarif Schema 1955 auf. Damit übernahm der 
Deutsche Zolltarif 1958 die in der EWG für die Zoll- 
tarife der Mitgliedstaaten vorgesehene Gemeinsame 
Nomenklatur. Sie ermöglicht, die für eine Zoll- 
Union unerläßliche gemeinsame Zolltarifsprache. 
Sie gibt der Gemeinschaft auch das einheitliche 
Fundament für die Handelsstatistik. Für die Be- 
handlung der Zollsätze haben die Verträge einen 
Rhythmus festgelegt, dessen ersten Schritt der 
Deutsche Zolltarif 1959 verwirklicht. 

2. Die Zollsätze für Waren aus dem freien Verkehr 
der Gemeinschaften stehen im Deutschen Zoll- 
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tarif 1959 in der ersten Zollspalte. Die Zollsätze 
für Waren aus anderen Ländern, d. h. für Waren 
aus Ländern, die nicht Mitglieder der Gemeinschaf- 
ten sind, werden in der zweiten Zollsatzspalte auf- 
geführt. Diese Zollsätze der zweiten Zollsatzspalte 
müßten nach dem ersten Zollabbau — soweit sie 
nicht zollfrei sind — um mindestens 10% höher 
sein als die Zollsätze der ersten Zollsatzspalte. Das 
ist aber nicht bei allen Waren der Fall: Die Bundes- 
regierung hat sich nämlich aus konjunkturpoliti- 
schen Gründen entschlossen, die nach dem 1. Ja- 
nuar 1957 durchgeführten Zollsenkungen, insbeson- 
dere die 4. Konjunkturpolitische Zollsenkung, auch 
im Deutschen Zolltarif 1959 sowohl für Waren aus 
dem freien Verkehr der Gemeinschaften als auch 
für andere Waren beizubehalten. Damit hat die 
Bundesrepublik Deutschland für alle diejenigen 
Waren, deren Zollsätze nach dem 1. Januar 1957 
um mehr als 10% gesenkt worden sind, ihre Zoll- 
abbau-Verpflichtungen aus dem EWG -Vertrag er- 
füllt. 

3. Die über die Verpflichtung aus dem EWG-Ver- 
trag hinausgehenden Zollsenkungen sind keine 
„schnelleren Zollberabsetzungen" im Sinne des Ar- 
tikels 15 Abs. 2 EWG-Vertrag. Die Bundesregierung 
betrachtet vielmehr diese weitergehenden Zoll- 
senkungen als teilweise Zollaussetzungen im Sinne 
des Artikels 15 Abs. 1 EWG-Vertrag. Dement- 
sprechend hat die Bundesregierung den anderen 
Mitgliedstaaten und der Kommission gemäß Arti- 
kel 15 Abs. 1 EWG-Vertrag über Ausmaß und Zeit- 
dauer der Aussetzung der Zollsätze Mitteilung 
gemacht. 

4. Die 10%ige Zollsenkung für Waren aus dem 
freien Verkehr der Gemeinschaft wurde somit nur 
noch bei den Zollsätzen derjenigen Waren durch- 
geführt, deren Zollsätze nach dem 1. Januar 1957 
nicht geändert worden sind. Das sind grundsätzlich 
alle Waren der Agrarwirtschaft und in der gewerb- 
lichen Wirtschaft diejenigen Waren, die von der 
25%igen — linearen — 4. Konjunkturpolitischen 
Zollsenkung oder einer anderen — individuellen — 
Zollsenkung nicht berührt wurden. Außerdem 
waren die im Deutschen Zolltarif 1958 durchgeführ- 
ten 8 Zollerhöhungen für den Warenverkehr mit 
der Gemeinschaft rechnerisch zunächst auf den Aus- 
gangszollsatz vom 1. Januar 1957 zurückzuführen 
und alsdann um 10 % abzubauen*). 

5. Die bei der 10%igen Zollsenkung anfallenden 
gebrochenen Zollsätze sind wie folgt behandelt 
worden: Zollsätze mit Bruchteilen von 5 /io werden 
nicht geändert; Zollsätze mit Bruchteilen von 

*) über die Zollsatzgestaltung für Malz (Tarifnr. 11.07) 
schweben noch Erwägungen, in die gegebenenfalls auch 
die Kommission der EWG eingeschaltet wird. Der Deut- 
sche Zolltarif 1959 sieht deshalb für Malz aus dem freien 
Verkehr der EWG den am 1. Januar 1957 angewandten 
Zollsatz vor. Erforderlichenfalls wird dieser Zollsatz auf 
Grund des Artikels 3 des Gesetzes zu den Verträgen 
vom 25. März 1957 zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft vom 27. Juli 1957 (BGBl. II S. 753) durch 


Vio bis 4 /io sind auf volle Zahlen nach unten, Zoll- 
sätze mit Bruchteilen von 6 /io bis 9 /io auf 5 /io abge- 
rundet worden. Bei Mischzollsätzen ist der um 10% 
gesenkte spezifische Teil des Zollsatzes auf volle 
Zehner abgerundet worden. Durch die Abrundung 
ergeben sich in vielen Fällen Mehrleistungen im 
Zollabbau gegenüber den Verpflichtungen aus dem 
EWG-Vertrag. Hierfür gilt Absatz 3 entsprechend. 

6. Finanzzölle (Artikel 17 und Mineralöl-Protokoll 
EWG-Vertrag) sind im Deutschen Zolltarif 1959 wie 
folgt behandelt worden: 

1. Für Gewürze, Tabak und Tabakerzeugnisse, 
Branntwein und Branntweinerzeugnisse, Zünd- 
hölzer: 

a) Aus dem freien Verkehr der EWG: Ab- 
bau um 10 %. 

b) Aus anderen Ländern: Beibehaltung der 
bisherigen Zollsätze. 

2. Für Mineralöle und Mineralölerzeugnisse: Aus 
dem freien Verkehr der EWG und aus ande- 
ren Ländern: Beibehaltung der bisherigen 
Zollsätze. 

3. Für Kaffee und Tee: 

a) Aus dem freien Verkehr der EWG: Vor- 
zeitige Senkung auf die Zollbelastung des 
Gemeinsamen Zolltarifs der EWG. 

b) Aus anderen Ländern: 

Senkung auf die Zollbelastung des Gemein- 
samen Zolltarifs der EWG. 

Zu a) und b) : 

Hierdurch werden Verkehrsverlagerungen 
zum Schaden der deutschen Häfen vermie- 
den. Eine der Senkung der Zölle ent- 
sprechende Erhöhung der Kaffee- und Tee- 
steuer bleibt nach Artikel 17 Nr. 3 des 
EWG-Vertrages möglich. Allmählich wird 
die Präferenz der Waren aus den über- 
seeischen Gebieten der EWG zu einer Ent- 
lastung der Verbraucher führen. 

4. Für Kakaobohnen: 

a) Aus dem freien Verkehr der EWG: 
Senkung auf den Zollsatz des Gemeinsa- 
men Zolltarifs der EWG *). 

b) Aus anderen Ländern: 

Senkung auf den Zollsatz des Gemeinsa- 
men Zolltarifs der EWG *). 


*) Im Deutschen Zolltarif 1959 kommt außer dem Zoll- 
satz „9% des Wertes" noch ein spezifischer Mindest- 
zollsatz „mindestens für 100 kg 30, — DM" und ein spe- 
zifischer Höchstzollsatz „höchstens für 100 kg 45, — DM" 
zum Ausdruck. 


Der Mindestzollsatz kommt wegen des bestehenden 
Vertragszollsatzes praktisch nicht zur Anwendung. Der 
Höchstzollsatz fällt spätestens am Ende des vierten 
Rechtsverordnung der Bundesregierung um 10 °/o gesenkt j Jahres (Ende der ersten Stufe) nach Inkrafttreten des 
werden. ' EWG-Vertrages fort. 
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Zu a und b) : 

Durch den gleichen Zollsatz für Waren aus 
dem freien Verkehr der EWG und für Wa- 
ren aus anderen Ländern werden Verkehrs- 
verlagerungen zum Schaden der deutschen 
Hafen vermieden. Die Belastung der Ver- 
braucher vermindert sich um 10 %>. Allmäh- 
lich wird die Präferenz der Waren aus den 
überseeischen Gebieten der EWG zu einer 
weiteren Entlastung der Verbraucher füh- 
ren. 


B. Verpflichtungen aus dem Euratom- Vertrag 

1. Nach den Artikeln 93 r 94 und 95 des Euratom- 
Vertrages sind folgende Maßnahmen durchzufüh- 
ren: 

1. Im Verkehr der EAG untereinander sind ab 

1. Januar 1959 die Einfuhrzölle zu beseitigen 

a) für die Waren der Listen A 1 und A 2 ; 

b) für die Waren der Liste B, wenn der Ge- 
meinsame Zolltarif der EWG gilt und eine 
bestimmte Bescheinigung vorliegt. 

2. Im Verkehr mit dritten Ländern sind 

a) für Waren der Liste A 1 die jeweils niedrig- 
sten in einem der Mitgliedstaaten am 
1, Januar 1957 angewandten Zollsätze bis 
zum 31. Dezember 1958 festzulegen; 

b) für Waren der Liste A 2 die Zollsätze bis 
zum 31. Dezember 1958 zu vereinbaren; j 

c) für Waren der Liste B Beschlüsse darüber j 
zu fassen, ob und wann vorzeitig der Ge- 
meinsame Zolltarif der EWG in Kraft tritt. 

2. In den Deutschen Zolltarif 1959 sind deshalb auf- 
genommen worden: 

1. Für den Verkehr der EAG untereinander 

a) für die Waren der Listen A 1 und A 2 : der 
Zollsatz „frei"; 

b) für die Waren der Liste B — weil der Ge- 
meinsame Zolltarif der EWG noch nicht 
gilt — die nach dem EWG- Vertrag ab 
1. Januar 1959 anzuwendenden Zollsätze. 

2. Für den Verkehr mit dritten Ländern 

a) für Waren der Liste A 1 : 

die jeweils niedrigsten in einem der Mit- 
gliedstaaten am 1. Januar 1957 angewand- 
ten Zollsätze; 

b) für Waren der Liste A 2 die nach dem EWG- 
Vertrag ab 1. Januar 1959 anzuwendenden 
Zollsätze — ■ weil die nach dem Euratom- 
Vertrag festzusetzenden Zollsätze noch 
nicht vorliegen; 

-> 

c) für Waren der Liste B die nach dem EWG- 
Vertrag ab 1. Januar 1959 anzuwendenden 
Zollsätze — weil Beschlüsse über das vor- 


zeitige Inkrafttreten von Zollsätzen des 
Gemeinsamen Zolltarifs der EWG noch 
nicht vorliegen. 

C. Verpflichtungen aus dem Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

Die zolltariflichen Bestimmungen der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl sind in den 
Deutschen Zolltarif 1959 aufgenommen worden. 

D. Andere Neuerungen im Deutschen Zolltarif 1959 

Der Deutsche Zolltarif 1959 bringt gegenüber dem 
Deutschen Zolltarif 1958 — abgesehen von der 
Durchführung der aus den Europäischen Verträgen 
sich ergebenden Verpflichtungen — folgende Neue- 
rungen: 

1. Der Deutsche Zolltarif 1959 unterscheidet nicht 
zwischen zeitweiligen und tarifmäßigen Zoll- 
sätzen. Er enthält nur tarifmäßige Zollsätze: 

a) Tarifmäßige Zollsätze für Waren aus den 
Europäischen Gemeinschaften und 

b) tarifmäßige Zollsätze für Waren aus drit- 
ten Staaten. 

2. Die Expositionen des Deutschen Zolltarifs 1958, 
die durch besonderen Druck kenntlich gemacht 
waren, sind in den Deutschen Zolltarif 1959 
als Absätze und Unterabsätze eingegliedert 
worden. 

3. Absätze und Unterabsätze mit gleichen Zoll- 
sätzen sind nach Möglichkeit in einem Absatz 
oder Unterabsatz zusammengefaßt worden. 

4. An einigen Stellen sind aus Gründen der 
Systematik des Zolltarifs Umtarifierungen 
ohne Änderung der Zollsätze durchgeführt 
worden. 

Beispiele: 

a) Die halogenierten Aldehydhydrate sind 
aus Tarifnr. 29.12 der Tarifnr. 29.04-B-l-a 
zugewiesen worden. 

b) Die Cocarboxylase (Tarifnr. 29.40 -B) ist 
der Tarifnr. 29.35 - D - 1 zugewiesen worden. 

c) Die Kojisäure (Tarifnr. 29.35 -A- 2) ist der 
Tarifnr. 29.44 -B zugewiesen worden. 

5. In der Tarifnr. 07.04-A-3-a ist der Zollsatz 
für getrocknete Tomaten in Behältnissen mit 
einem Gewicht von 5 kg oder mehr auf 4°/o 
und 5 °/o des Wertes ermäßigt worden. Im 
Deutschen Zolltarif 1958 unterliegen diese 
Erzeugnisse einem Zollsatz von 25°/o des 
Wertes. Durch die Zollsatzsenkung erhalten 
getrocknete Tomaten in Großbehältnissen die 
gleichen Zollsätze wie die weiter bearbeiteten 
Tomatenerzeugnisse der Tarifnr. 20.02 -A- 2 -a. 
Die gleichen Zollsätze sind aus wirtschaft- 
lichen Gründen geboten. 
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6. In der Tarifnr. 12.08-A-l ist für Johannis- 
brot Zollfreiheit vorgesehen. Im Deutschen 
Zolltarif 1958 unterliegt Johannisbrot einem 
Zollsatz von 3 % des Wertes. Johannisbrot 
wird in der Bundesrepublik nicht gewonnen. 
Es wird in erheblichem Umfang u. a. zur Her- 
stellung von Futtermitteln eingeführt. Die 
Zollfreiheit ist aus wirtschaftlichen Gründen 
geboten. 

7. Im Zolltarif 1958 gilt für Kerne von Kaschu- 
Nüssen usw., geröstet und gesalzen, ein Zoll- 
satz von 25 % des Wertes. Kerne von Kaschu- 
Nüssen usw., nur geröstet, unterliegen dem 
Zollsatz von 30% des Wertes. Diese Differen- 
zierung erscheint wirtschaftlich nicht gerecht- 
fertigt. Im Deutschen Zolltarif 1959 ist des- 


halb in der Tarifnr. 20.06-B-l der Zollsatz 
für geröstete Kerne von Kaschu-Nüssen usw. 
auf 25 % des Wertes (für Waren aus EWG- 
Ländern auf 22 % des Wertes) festgesetzt 
worden, ohne Rücksicht darauf, ob sie ge- 
salzen sind oder nicht. 

8. Die Tarifnr. 29.01 ist neu gefaßt worden. Die 
Fassung im geltenden Tarif wird nicht allen 
wirtschaftspolitisch berechtigten Forderungen 
gerecht; die neue Fassung entspricht den 
Bedürfnissen. Sie ermöglicht es auch, auf 
die überholte und sonst nirgendwo mehr ge- 
übte Unterscheidung zwischen technisch reinen 
und chemisch reinen Kohlenwasserstoffen zu 
verzichten. 
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